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nischen Verfahren und Technologien der Regenerierung so­
wie industriellen Instandsetzung.

(3) Aufgearbeitete Ersatzteile und Baugruppen sind unter 
Verwendung von Altteilen hergestellte, voll einsatzfähige Ein­
zelteile und Baugruppen von Finalerzeugnissen, die zur In­
standsetzung bzw. Instandhaltung (auch zur Behebung von 
Havarien) für Finalerzeugnisse benötigt werden und übli­
cherweise in Ersatzteilkatalogen oder sonstigen Dokumenten 
der Hersteller von Finalerzeugnissen enthalten sind.

(4) Wiederverwendungsfähige Ersatzteile und Baugruppen 
im Sinne dieser Anordnung sind Teile und Baugruppen aus 
Erzeugnissen, die ohne Aufarbeitung der Ersatzteilversorgung 
zugeführt werden können.

§3
Preisbildung für Altteile 

und aufgearbeitete Ersatzteile und Baugruppen
(1) Die Preiskoordinierungsorgane der Industrie3 sind zur 

Durchsetzung der Nomenklaturen der Finalproduzenten ge­
mäß § 2 Abs. 1 für die Aufarbeitung gebrauchter Ersatzteile 
und Baugruppen verpflichtet, Festlegungen zu treffen über
— die Aufkaufpreise für Altteile in Höhe von 20 % der 

Industrieabgabepreise bei Produktionsmitteln bzw. der 
Verbraucherpreise bei Konsumgütern. Die Aufkaufpreise 
sind listenmäßig zu erfassen.

— die Vergütungen der Sammelstellen,
— den Aufbau des Kalkulationsschemas für die Kosten- und 

Industriepreiskalkulation,
— die Höhe des kalkulatorischen Gewinnzuschlages und sei­

ner Bezugsbasis, die einer fondsbezogenen Gewinnrate von 
18% entspricht,

— die Handelsspannen für aufgearbeitete Ersatzteile und Bau­
gruppen, die mindestens den für neue Ersatzteile und Bau­
gruppen geltenden Beträgen entsprechen müssen,

— die Preisstellung, die grundsätzlich der Preisstellung für 
neue Ersatzteile und Baugruppen zu entsprechen hat,

— die Beantragung der Preise für aufzuarbeitende Ersatzteile 
und Baugruppen durch die Betriebe. Dabei ist davon aus­
zugehen, daß für aufzuarbeitende Ersatzteile und Baugrup­
pen für Konsumgüter Preisantragspflicht besteht. Das 
gleiche gilt für Genossenschaften des Handwerks, Produk­
tionsgenossenschaften werktätiger See- und Küstenfischer, 
private Handwerker und Gewerbetreibende sowie selb­
ständig Tätige, die Altteile aufarbeiten.

(2) Bereitet ein Betrieb zur besseren Versorgung der Volks­
wirtschaft und der Bevölkerung mit Ersatzteilen und Baugrup­
pen die Aufarbeitung von Altteilen vor, so ist er verpflichtet, 
sich rechtzeitig bei dem für die jeweiligen Ersatzteile und 
Baugruppen zuständigen Preiskoordinierungsorgan der Indu­
strie über die Preisbildung für diese Erzeugnisse und die 
Preisantragspflicht zu informieren.

(3) Das Preiskoordinierungsorgan der Industrie hat dem 
Betrieb mitzuteilen:
— die Aufkaufpreise für die aufzuarbeitenden Altteile ein­

schließlich evtl. Vergütungen für Sammelstellen,
— die Anforderungen an die Kosten- und Industriepreiskal­

kulation für aufzuarbeitende Ersatzteile und Baugruppen,
— die produktgebundenen Abgaben bzw. Preisstützungen für 

aufzuarbeitende Ersatzteile und Baugruppen,
— die Anforderungen an die vereinfacht zu stellenden Preis­

anträge sowie die dabei einzuhaltenden Termine, wenn 
Preisantragspflicht besteht bzw. die Berechtigung zur selb­
ständigen Festsetzung der Preise für aufzuarbeitende Er­
satzteile und Baugruppen.

(4) Der Betrieb'hat aufgrund der ihm vom zuständigen 
Preiskoordinierungsorgan der Industrie übergebenen Festle­
gungen die Preise für die aufzuarbeitenden Ersatzteile und 
Baugruppen auszuarbeiten. Soweit Preisantragspflicht besteht,

3 Z. Z. gilt die Anordnung vom 28. Februar 1975 über die Nomen­
klatur der Preiskoordinierungsorgane (Sonderdruck Nr. 790 des 
Gesetzblattes).

hat er den Preisantrag zu den festgelegten Terminen einzu­
reichen. Wird dem Betrieb die Berechtigung erteilt, die Preise 
auf der Grundlage der staatlichen Kalkulationsrichtlinien und 
dieser Anordnung selbständig festzusetzen, so hat er diese 
listenmäßig zu erfassen. Der Betrieb hat die produktgebunde­
nen Abgaben bzw. Preisstützungen bei den zuständigen Preis­
koordinierungsorganen der Industrie zu erfragen, wenn ihm 
diese bis zum Beginn der Produktion nicht mitgeteilt wor­
den sind.

(5) Bei der Festsetzung der Preise für aufzuarbeitende Er­
satzteile und Baugruppen ist zu sichern, daß die Hauptverwen­
der dieser Erzeugnisse einen Preis zu entrichten haben, der 
90 % des von ihnen beim Bezug von neuen Ersatzteilen und 
Baugruppen zu bezahlenden Preises entspricht.

§4
Gütebestimmungen

(1) Die auf der Grundlage dieser Anordnung festzusetzen­
den Preise gelten für Erzeugnisse, die den gültigen Qualitäts­
vorschriften entsprechen.

(2) Für aufgearbeitete Ersatzteile und Baugruppen, die die 
untere zulässige Qualitätsgrenze nicht erreichen, sind die Her­
steller verpflichtet, einen Abschlag vom Preis mindestens in 
Höhe der festgestellten Qualitätsminderung zu gewähren.

§5
Preisbildung für wiederverwendungsfähige Ersatzteile 

und Baugruppen
Die Preise für wiederverwendungsfähige Ersatzteile und 

Baugruppen sind unter Berücksichtigung des Verschleißgrades 
zwischen den Vertragspartnern zu vereinbaren. Dabei dürfen 
70% der Preise für neue Ersatzteile und Baugruppen nicht 
überschritten werden.

§ 6
Spezifische Bedingungen 

einzelner volkswirtschaftlicher Bereiche;
Ausnahmebestimmungen

(1) Zur Berücksichtigung spezifischer Bedingungen einzelner 
volkswirtschaftlicher Bereiche können die Minister mit Zu­
stimmung des Leiters des Amtes für Preise besondere Vor­
schriften erlassen.

(2) Über Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Anord­
nung entscheidet der Leiter des Amtes für Preise.

§7
Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 
Kraft.

(2) Die Bestimmungen des § 8 der Verordnung vom 29. April 
1966 über den Handel mit beweglichen Grundmitteln und Vor­
räten (GBl. II Nr. 51 S. 309) sind für wiederverwendungsfähige 
Ersatzteile und Baugruppen unter Berücksichtigung der Be­
stimmungen des § 5 dieser Anordnung anzuwenden.

(3) Die in den speziellen Kalkulationsrichtlinien und in an­
deren Preisvorschriften getroffenen Festlegungen, die den Be­
stimmungen dieser Anordnung entgegenstehen, .sind nicht 
mehr anzuwenden.

Berlin, den 1. März 1979
Der Leiter des Amtes für Preise

I. V.: D о m а g к 
Staatssekretär

Anordnung Nr. II1 
über die Benutzung von Verkehrswegen 

im Durchreiseverkehr 
vom 22. März 1979

Zur Änderung der Anordnung vom 16. Dezember 1966 über 
die Benutzung von Verkehrswegen im Durchreiseverkehr

1 Anordnung Nr. 10 vom 9. Juni 1978 (GBl. I Nr. 18 S. 224)


